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An das
Abgeordnetenhaus von Berlin

uber Senatskanzlei — GSen —

Vorlage
- zur Kenntnisnahme -
gemal Artikel 50 Absatz 1 Satz 3 VvB

tber
Neunzehnter Staatsvertrag zur Anderung rundfunkrechtlicher Staatsvertrage
(Neunzehnter Rundfunkédnderungsstaatsvertrag)

Der Senat unterrichtet das Abgeordnetenhaus gemaf Artikel 50 Absatz 1 Satz 3 der
Verfassung von Berlin Uber den beabsichtigten Abschluss eines Neunzehnten Rund-
funkanderungsstaatsvertrages (19. RAStV) und Ubersendet anbei den Entwurf
(Stand: 08. Oktober 2015); redaktionelle Anderungen sind noch méglich. Die Be-
griandung liegt noch nicht vor.

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander haben am 9. Oktober
2015 dem Entwurf eines Neunzehnten Rundfunk&nderungsstaatsvertrages zuge-
stimmt und in Aussicht genommen, den Staatsvertrag nach den notwendigen Vorun-
terrichtungen der Landesparlamente am 3. Dezember 2015 zu unterzeichnen.

Der 19. RAStV umfasst verschiedene Themen, deren Regelungen zusammen in ei-
nem Anderungsstaatsvertrag umgesetzt werden sollen. Es sind dies (Textentwurf s.
Anlage):

- 1. Evaluierung Rundfunkbeitrag
- 2. Jugendangebot

- 3. Jugendmedienschutz

- 4. Transparenzvorschriften fir Tochterunternehmen des 6ffentlich-
rechtlichen Rundfunks

- 5. Umsatzbesteuerung von Kooperationen des offentlich-rechtlichen Rund-
funks

- 6. Transparenzvorschrift fir Programmbeschaffungskosten des o6ffentlich-
rechtlichen Rundfunks



Zu 1. Evaluierung Rundfunkbeitrag:

Mit der Reform der Rundfunkfinanzierung durch den Rundfunkbeitragsstaatsvertrag
(15. Rundfunkénderungsstaatsvertrag) wurden verschiedene Ziele verknupft:

>

>

v

>

Etablierung eines zeitgemalen Finanzierungssystems fir den o6ffentlich-
rechtlichen Rundfunk, das der Konvergenz der Medien Rechnung tragt.

Stabilisierung der Rundfunkbeitragsertrage der Rundfunkanstalten.

Stabilisierung des Rundfunkbeitrags seiner H6he nach.

Beibehaltung der bisherigen sektoralen Verteilung des Rundfunkfinanzierungs-
aufkommens auf private Haushalte, Privatwirtschaft und offentliche Hand.

Abbau der Kontrollintensitat des Systems zur Rundfunkfinanzierung unter Ver-
besserung des datenschutzrechtlichen Schutzniveaus.

Verbesserung des barrierefreien Angebots im 6ffentlich-rechtlichen Rundfunk.

Die wesentlichen Ergebnisse der Evaluierung sind:

Rechtsprechung

Alle bisherigen gerichtlichen Entscheidungen haben die VerfassungsmaRigkeit
des Rundfunkbeitrags bestatigt.

Wirtschaftliche Auswirkungen

» Die Ertrage der Rundfunkanstalten haben sich stabilisiert (sie sind gestiegen).
» Der Rundfunkbeitrag konnte um 48 Cent/Monat gesenkt werden.

» Die sektorale Verteilung der Belastung mit dem Rundfunkbeitrag zwischen
Privathaushalten, Wirtschaft und offentlicher Hand hat sich nicht wesentlich
verschoben.

» Innerhalb des nicht privaten Bereichs ist die Verteilung zwischen dem Profit-
und dem Non-Profit-Anteil im Wesentlichen gleich geblieben (Tendenz: leichte
Erhéhung des Non-Profit-Anteils).

» Eine Abschaffung der Beitragspflicht fur betrieblich genutzte Kfz oder eine
nach Betriebsstattenstaffeln gestufte Freistellung weiterer Kfz (Kosten: bis zu
ca. 300 Mio. Euro pro Jahr) sind nicht beitragsneutral finanzierbar. Eine
Kompensation der Minderertrage durch “Verschiebung” des
Beitragsaufkommens aus der Veranlagung betrieblich genutzter Kfz in die
Betriebsstattenstaffel wirde bedeuten, dass die Belastung in der untersten
Staffel in beiden Fallen deutlich erhéht werden misste, was insbesondere
zulasten von Klein- und Kleinstunternehmen ginge.

Reduzierung des Kontrollaufwands

» Der Aufwand des Beitragseinzuges beim zentralen Beitragsservice (ehemals
GEZ) und in den Landesrundfunkanstalten soll planmafig bis Ende 2016 um
insgesamt 20% reduziert werden.
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» Das Personal beim zentralen Beitragsservice soll von 1224 Mitarbeitern und
Mitarbeiterinnen (2012) auf deutlich unter Tausend im Jahre 2017 reduziert
werden.

» Der sog. Beauftragtendienst der Landesrundfunkanstalten wird bis zum Jahr
2016 nahezu vollstandig abgebaut sein.

Datenschutz

Durch die Konkretisierung der staatsvertraglichen Datenschutzvorgaben in den
Rundfunkbeitragssatzungen der Rundfunkanstalten konnte vielen Forderungen
der Datenschutzbeauftragten der Lander auf untergesetzlicher Ebene Rechnung
getragen werden.

Der einmalige Meldedatenabgleich (EMA) wurde reibungslos und erfolgreich
durchgefuhrt. Durch den EMA und die hierdurch ausgel6sten Direktanmeldungen
konnten bis Ende 2014 netto 3,6 Mio. neuer Beitragskonten generiert werden
(Werthaltigkeit der offenen Forderungen noch unklar).

Barrierefreiheit

Die barrierefreien Angebote des o6ffentlich-rechtlichen Rundfunks sind seit der
Einfihrung des neuen Rundfunkbeitrags deutlich ausgeweitet worden.

MaRnahmen zur Anderung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags:

Sowohl in rechtlicher Hinsicht als auch mit Blick auf die festgestellten wirtschaftlichen
Auswirkungen besteht kein grundlegender Reformbedarf.

Zur Feinjustierung des Rundfunkbeitragssystems sind auf Basis der Ergebnisse der
Evaluierung des Rundfunkbeitrags folgende MalRnahmen vorgesehen:

Einfuhrung eines Wahlrechts im nicht privaten Bereich zur Berechnung der
Veranlagung einer Betriebsstéatte entweder nach der Zahl der Beschaftigten nach
Kdpfen oder nach sog. Vollzeitaquivalenten.

Begrundung:

Durch das Wahlrecht wird die durch die bisherige Zahlweise nach Képfen
eingetretene hohere Belastung von Unternehmen der Privatwirtschaft und
Einrichtungen der 6ffentlichen Hand mit vielen Teilzeitkraften abgemildert. Durch
die Festlegung eines Wahlrechts wird ein zusatzlicher Verwaltungsmehraufwand
etwa bei Kleinunternehmen, die bereits in der untersten Staffel veranlagt sind,
vermieden. Im Hinblick auf die Definition von Vollzeitaquivalenten kann in
Anlehnung an entsprechende Definitionen im Kindigungsschutzgesetz auf
geltendes Recht zuriickgegriffen werden.

Kosten: ca. 10 Mio. Euro/Jahr (Mehrbedarf ca. 0,025 Euro monatlich)

Reduzierung der Veranlagung privilegierter Einrichtungen auf einen Drittelbei-
trag.

Begrindung:

Abmilderung der Mehrbelastungen privilegierter und nach dem friheren
Rundfunkfinanzierungssystem nicht gebihrenpflichtiger Einrichtungen wie
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Kindergarten, Kindertagesstatten, Schulen und Einrichtungen fir Menschen mit
Behinderungen.

Kosten: 10,6 Mio. Euro/Jahr (Mehrbedarf ca. 0,025 Euro monatlich)

Erstreckung der dem Antragsteller bzw. der Antragstellerin gewahrten Befreiung
bzw. Ermafigung innerhalb der Wohnung auf Kinder des Antragstellers bzw. der
Antragstellerin, des Ehegatten bzw. der Ehegattin oder des eingetragenen
Lebenspartners bzw. der eingetragenen Lebenspartnerin bis zur Vollendung des
25. Lebensjahrs des Kindes.

Begrindung:

Auch mit Eintritt der Volljahrigkeit verfiigen Kinder, die im Haushalt der Eltern
leben, im Regelfall noch nicht Gber eigenes Einkommen. Fir ihren Unterhalt
kommen daher regelmallig die Eltern auf, deren eigene Befreiung bzw.
ErméaRigung vom Rundfunkbeitrag durch die volle Rundfunkbeitragspflicht des
volljahrigen Kindes letztlich wieder aufgehoben wirde.

Kosten: nicht bezifferbar, nach Angaben der Anstalten geringfligig; Reduktion
des Verwaltungsaufwands

Verlangerung der Befreiungszeitraume um ein Jahr, wenn eine Befreiung aus
demselben Befreiungsgrund tber zwei Jahre Bestand hat.

Begrindung:

Reduzierung des Burokratieaufwands sowohl beim Beitragsservice (mit weiteren
Spielrdumen fir Einsparungen) als auch fir die Burgerinnen und Burger.

Kosten: keine (ggf. Einsparungen)

Nachweis der Befreiungs- bzw. Erméafigungsvoraussetzungen durch einfache
Kopie der behordlichen Bestatigung bzw. des Leistungsbescheids.

Begrindung:

Durch den grundsatzlichen Verzicht auf die Vorlage von Originalen oder
amtlichen Beglaubigungen wird das Befreiungs- bzw. ErmaRigungsverfahren
blrgerfreundlicher ausgestaltet.

Kosten: keine

Ubernahme der konkretisierten datenschutzrechtlichen Regelungen in den
Satzungen der Rundfunkanstalten in den Rundfunkbeitragsstaatsvertrag.

Begrindung:

Weitere Anhebung des Datenschutzniveaus auf gesetzlicher Ebene.

Kosten: keine

Aussetzung der Befugnis zum Adressankauf und zur Vermieterauskunft,

stattdessen  gesetzliche  Verankerung eines weiteren  vollstdndigen
Meldedatenabgleichs im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag.

Begrundung:

Vollstandiger Meldedatenabgleich kann zur dauerhaften Sicherung der
Beitragsgerechtigkeit und Stabilisierung der Beitragseinnahmen beitragen.
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Weiterer Meldedatenabgleich schafft Grundlage zur Evaluierung dieser
Maflinahme im Hinblick auf eine dauerhafte gesetzliche Verankerung.

Kosten: keine

Zusatzlich sollen weitere redaktionelle Anpassungen des Rundfunkbeitrags-
staatsvertrages vorgenommen werden.

Zu 2. Jugendangebot:

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander haben seit ihrer Jah-
reskonferenz 2013 Uber die Neuordnung der Digitalen Spartenkanédle von ARD und
ZDF (EinsFestival, EinsPlus, Tagesschau.24, ZDFneo, ZDFinfo und ZDFkultur) dis-
kutiert und im Dezember 2014 folgendes beschlossen:

» ARD und ZDF werden mit einem gemeinsamen Jugendangebot im Onlinebe-
reich beauftragt (werden)

» EinsPlus und ZDFkulturkanal werden eingestellt

» ARD und ZDF melden fir das Angebot bis 2020 keine zuséatzlichen Rundfunk-
beitragsmittel an

» ARD und ZDF werden die Ausgaben fir das Jugendangebot auf jahrlich 45 Mio.
Euro begrenzen.

Wesentlicher Inhalt des neuen 8§ 11 g Rundfunkstaatsvertrag und der Anlage zu § 11
g Absatz 5 Satz 1 (,Negativliste*) Rundfunkstaatsvertrag ist die konkrete Beauftra-
gung des gemeinsamen Jugendangebotes. Diese férmliche Definition des offentlich-
rechtlichen Auftrages ist nach der Mitteilung der Kommission Uber die Anwendung
der Vorschriften tber staatliche Beihilfen auf den 6ffentlich-rechtlichen Rundfunk vom
27. Oktober 2009, 2009/C 257/01 (ABI. C 257/1) erforderlich.

Der Normentwurf wurde unter Bertcksichtigung der europarechtlichen Rahmenbe-
dingungen, auf der Grundlage des verfassungsrechtlichen Funktionsauftrags des
offentlich-rechtlichen Rundfunks nach Artikel 5 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes
und der Ergebnisse eines offenen Konsultationsverfahrens sowie der Ertrterungen
im Rahmen eines Fachgesprachs mit Verbdnden der privaten Medien (Rundfunk,
Zeitungs- und Zeitschriftenverlage) und mit ARD und ZDF erstellt.

Untersucht wurden dabei auf der Grundlage des vorgesehenen staatsvertraglichen
Auftrages und des von ARD und ZDF vorgelegten Angebotskonzeptes die hypotheti-
schen Gesamtauswirkungen dieses neuen Angebotes auf den Markt, indem die Situ-
ation bei Bestehen des geplanten neuen Dienstes mit der Situation ohne ihn vergli-
chen wurde. Im Ergebnis ist zu erwarten, dass das geplante Jugendangebot von der
bezeichneten Zielgruppe junger Menschen als inhaltlich relevantes, zusatzliches An-
gebot wahrgenommen und von jungen Menschen sukzessive genutzt werden wird.
Die hierdurch entstehenden Auswirkungen auf die im Markt bereits vorhandenen An-
gebote sind jedoch in Abwéagung der Gesamtumstande und des zu erwartenden pub-
lizistischen Mehrwertes nicht als Uberwiegend nachteilig anzusehen. Diese Bewer-
tung wird gestitzt durch das von ARD und ZDF beauftragte Gutachten zu den markt-
lichen Auswirkungen.
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Zu 3. Jugendmedienschutz-Staatsvertrag:

In Anbetracht der Medienkonvergenz durch die Annéherung der technischen Verbrei-
tungswege fur Inhalte hat die Rundfunkkommission der Lander im Mai 2014 Eck-
punkte fur eine zeitgemalRe Novellierung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages
(JMStV) beschlossen und diese als Basis fur einen offentlichen Diskurs veréffentlicht.
Auf Grundlage der Erkenntnisse von mehreren Online-Konsultationen, zahlreichen
Fachgesprachen mit den beteiligten Einrichtungen, Behoérden und Institutionen
(Kommission fur Jugendmedienschutz KJM, Oberste Landesjugendbehdrden OLJB,
Freiwillige Selbstkontrolleinrichtungen etc.) sowie einer Anhérung wurde der vorlie-
gende Normtext erarbeitet.

Die wesentlichen Eckpunkte der Novellierung des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages lassen sich wie folgt zusammenfassen:

» Vereinheitichung  der  Altersstufen  von  Jugendschutzgesetz  und
Jugendmedienschutzstaatsvertrag (8 5 Abs. 1 Satz 2),

» Durchwirkung von der durch die KJM bestatigten Altersbewertungen von
Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle auf die Freigabe und
Kennzeichnungen inhaltsgleicher oder im Wesentlichen inhaltsgleicher
Angebote durch die Obersten Landesjugendbehérden nach dem
Jugendschutzgesetz (8 5 Abs. 2 S. 3 bis 5),

» Starkung der Richtlinienkompetenz der Einrichtungen der Freiwilligen
Selbstkontrolle (§ 8 Abs. 3),

» Zeitgemale Regelung der Anforderungen an Jugendschutzprogramme (8 11
Abs. 1),

» Sicherstellung der Finanzierung von jugendschutz.net Uber den 31.12.2012
hinaus (8 18 Abs. 1),

» Aufwertung der verfahrensrechtlichen Kompetenzen der Einrichtungen der
Freiwilligen Selbstkontrolle, insbesondere Kompetenz zur Beurteilung der
Eignung von Jugendschutzprogrammen (8 19a Abs. 1i.V.m. 8§ 11 Abs. 1, 2).

Mit der Novellierung ist eine Fortfiihrung und Verbesserung des funktionierenden und
effizienten Systems der regulierten Selbstregulierung unter Férderung und Starkung
der Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle verbunden. Zudem wird die Eintei-
lung der Altersklassen mit dem Jugendschutzgesetz des Bundes harmonisiert. Durch
die Neuregelung der Anforderungen und der Anerkennung von Jugendschutzpro-
grammen als autonom durch Eltern und Erziehungsberechtigte einsetzbares Werk-
zeug des technischen Jugendmedienschutzes wird deren Entwicklung und Marktver-
breitung erleichtert.

Zu 4. Transparenzvorschriften fur Tochterunternehnmen des 0&ffentlich-
rechtlichen Rundfunks:

a) Klarstellung des Prifumfanges der Rechnungshdofe
Die Rechnungshdfe prufeni. R. v. 88 16 a und 16 d RStV die kommerziellen Beteili-

gungen der Rundfunkanstalten, sofern es sich um Mehrheitsbeteiligungen handelt.
Dabei haben sich Auslegungsschwierigkeiten ergeben, die sich auf mittelbare Betei-
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ligungen beziehen (Enkelgesellschaften) und die Frage, ob eine Mehrheitsbeteiligung
fur die einzelne Rundfunkanstalt auch dann vorliegt, wenn sie nur zusammen mit an-
deren Rundfunkanstalten die Mehrheit bei einer Beteiligungsgesellschaft hat.

In 8 16 d RStV soll daher eine Formulierung aufgenommen werden, die ein umfas-
sendes Prufungsrecht der Rechnungshofe i. S. d. Vorstehenden klarstellt.

b) Vereinheitlichung der Berichterstattung der Rechnungshdéfe

Die landesrechtlichen Regelungen dazu, in welchem Umfang die Landesrechnungs-
hofe u. a. die jeweiligen Landesparlamente Uber ihre Feststellungen bei Prifungen
des offentlich-rechtlichen Rundfunks unterrichten, sind unterschiedlich ausgestaltet.
Das ist geeignet, insbesondere bei Mehrlanderanstalten und der Zustandigkeit meh-
rerer Rechnungshdéfe fur eine Prifung zu Unstimmigkeiten zu fuhren.

Daher soll eine Vereinheitlichung im Rundfunkstaatsvertrag stattfinden: Das Ergebnis
der Prifung teilt der Rechnungshof Landesregierung, Landesparlament und KEF mit.
Anschliel3end wird das Ergebnis vertffentlicht. Die KEF erhdalt dariiber hinaus den
vollstandigen Prufbericht.

Zu 5. Umsatzbesteuerung von Kooperationen des offentlich-rechtlichen
Rundfunks:

2011 hatte der Bundesfinanzhof unter Bezug auf den EuGH entschieden, dass beim
Leistungsaustausch zwischen Tragern der offentlichen Hand Umsatzsteuer anfallen
kann, sofern keine hoheitliche Tatigkeit, sondern ein unternehmerischer Charakter
gegeben ist und es sich um ein Feld mit Wettbewerb Privater handelt.

Zu dem Kreis der mdglicherweise Betroffenen zahlt auch der o6ffentlich-rechtliche
Rundfunk, der untereinander zahlreiche Kooperationen unterhélt.

Bund und Lander sind um eine europarechtskonforme Gestaltung bemiht, die Még-
lichkeiten von (kostensparendem) Leistungsaustausch zwischen Tragern der 6ffentli-
chen Hand aufrechterhalt.

So soll ein zukinftiger § 2 b UStG sicherstellen, dass juristische Personen des 6ffent-
lichen Rechts nicht als Unternehmer gelten, sofern sie im Rahmen der 6ffentlichen
Gewalt handeln und es keine gréf3eren Wettbewerbsverzerrungen gibt.

Es folgen im Gesetzentwurf definitorisch diverse Beispiele, wann keine grof3eren
Wettbewerbsverzerrungen vorliegen. Dazu gehort der Fall, dass ,die Zusammenar-
beit durch gemeinsame spezifisch 6ffentliche Interessen bestimmt wird“; was wiede-
rum weitere Voraussetzungen hat, u. a. dass die ,Leistungen auf langfristigen 6ffent-
lich-rechtlichen Vereinbarungen beruhen®.

Es ist davon auszugehen, dass diese Neuregelung (BT-Drs. 18/6094) zum
01.01.2016 in Kraft treten wird.

In Bezug darauf soll eine Ergdnzung im Rundfunkstaatsvertrag vorgenommen wer-
den, die zu Kooperationen ausdrtcklich ermachtigt und dafir die Form o6ffentlich-
rechtlicher Vertrage nennt.
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Zu 6. Transparenzvorschrift fur Programmbeschaffungskosten des 6ffentlich-
rechtlichen Rundfunks:

Zum 12. Rundfunkanderungsstaatsvertrag hatten alle Lander unter Bezugnahme auf
8 6 Rundfunkstaatsvertrag eine Protokollerklarung abgegeben, nach der sie
ausgewogene Vertragsbedingungen und eine faire Aufteilung der Verwertungsrechte
zwischen den oOffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und Unternehmern bzw.
Unternehmerinnen sowie Urhebern bzw. Urheberinnen und Leistungsschutz-
berechtigten erwarten. Die o6ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten haben
inzwischen Vereinbarungen mit den Produzentenverbanden zu sogenannten Terms
of Trade geschlossen. Um das Ziel der Starkung unabhéngiger Produzenten und
Produzentinnen weiter zu beférdern, wurde u.a. auf Betreiben des Landes Berlin
diese Transparenzvorschrift sowie die dazugehdorige Protokollerklarung eingefihrt.

a) Transparenzvorschrift

Der neue 8 11 e Absatz 3 Rundfunkstaatsvertrag verpflichtet die in der ARD
zusammengeschlossenen  Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio in den Geschaftsberichten auch den Umfang der Auftrags- und
Koproduktionen mit abhangigen und unabhéngigen Produktionsunternehmen
darzustellen. Diese Berichtspflicht erhoht die Transparenz Uber die tatséachliche
Herstellung von Produktionen innerhalb der eigenen Rundfunkanstalt oder durch
Beauftragung bei externen — entweder abhéangigen oder unabhangigen -
Produzenten bzw. Produzentinnen und soll damit der Starkung der unabhangigen
Produzenten und Produzentinnen dienen.

b) Protokollerklarung

Die Protokollerklarung nimmt auf 8 11 e Absatz 3 n. F. Rundfunkstaatsvertrag Bezug.
Die Lander, die die Protokollerklarung abgeben werden, duf3ern darin gegenuber
ARD und ZDF die Erwartung, dass die Bemihungen um Vereinbarung
ausgewogener Vertragsbedingungen zwischen dem offentlich-rechtlichen Rundfunk
und den Film- und Fernsehproduktionsunternehmen sowie den Urhebern und
Urheberinnen und Leistungsschutzberechtigten fortgesetzt werden. Um die
Produzenten und Produzentinnen weiter in den Verhandlungen zu unterstiutzen,
auRBern die Lander zudem die Erwartung, dass ARD und ZDF neben der
Vereinbarung angemessener Lizenzvergitungen auch die von ihnen bei der
Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF)
angemeldeten und von dieser anerkannten Programmmittel nur fur diesen Zweck
einsetzen.

In Hinblick auf Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg,
namentlich hinsichtlich des Staatsvertrages Uber die Errichtung einer gemeinsamen
Rundfunkanstalt der Lander Berlin und Brandenburg (RBB-Staatsvertrag) und des
Staatsvertrages Uber die Zusammenarbeit zwischen Berlin und Brandenburg im Be-
reich des Rundfunks (Medien-Staatsvertrag), wird der RBB-Staatsvertrag im Punkt
der Berichterstattung der Rechnungshdfe (8§ 30, Finanzkontrolle) anzupassen sein.

Bei den staatsvertraglichen Anderungen sind Auswirkungen auf die Gleichstellung
der Geschlechter nicht ersichtlich.



Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung ergeben sich nicht.

Berlin, den 03. November 2015

Der Senat von Berlin

Michael MiUller

Regierender Blurgermeister
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Anlage

-Entwurf -

Neunzehnter Staatsvertrag
zur Anderung rundfunkrechtlicher Staatsvertrage
(Neunzehnter Rundfunkanderungsstaatsvertrag)

(Stand: 08.10.2015)

Das Land Baden-Wirttemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thiringen

schlieBen nachstehenden Staatsvertrag:
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Artikel 1
Anderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geéndert durch den Acht-
zehnten Rundfunkanderungsstaatsvertrag vom 9. bis 28. September 2015, wird wie
folgt gedndert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geandert:
a) Es wird folgender neuer § 11 g eingeflgt:
.8 11 g Jugendangebot"
b) Es wird folgender neuer 8 14 a eingefugt:
»3 14 a Berichterstattung der Rechnungshdfe®
2. Es wird folgender neuer 8§ 11 Abs. 3 angeflgt:

»(3) Die offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kénnen zur Erfullung ihres Auf-
trages zusammenarbeiten; die Zusammenarbeit regeln sie in Offentlich-
rechtlichen Vertragen.”

3. 8§11 b wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Das Wort ,drei* wird durch das Wort ,zwei“ ersetzt.

bb) Das Wort ,EinsExtra“ wird durch das Wort ,tagesschau24“ und das
Komma nach dem neuen Wort ,tagesschau24” wird durch das Wort

Jund® ersetzt.

cc) Buchstabe b wird gestrichen und der bisherige Buchstabe ¢ wird zum
neuen Buchstaben b.

b) In Absatz 2 Nr. 2 wird das Wort ,, ,.BR-Alpha‘ “ durch das Wort ,, ,ARD-alpha* “
ersetzt und nach dem Wort ,Bildung“ werden die Worter ,vom BR* eingefiigt.

c) Absatz 3 Nr. 2 wird wie folgt geandert:

aa) Das Wort ,drei” wird durch das Wort ,zwei“, das Wort ,, ,ZDFinfokanal* “
wird durch das Wort ,, ,ZDFinfo' “ und das Komma nach dem neuen Wort
. ,ZDFinfokanal’ “ wird durch das Wort ,und” ersetzt.
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bb) Buchstabe b wird gestrichen, der bisherige Buchstabe ¢ wird der neue
Buchstabe b und die Woérter ,, ,ZDF-Familienkanal® * werden durch das
Wort ,, ,ZDFneo’ “ ersetzt.

Es wird folgender neuer § 11 e Abs. 3 eingeflgt:

»(3) In den Geschaftsberichten der in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, des ZDF und des Deutschlandradios ist auch der Umfang
der Produktionen mit von diesen gesellschaftsrechtlich abhangigen und unab-
hangigen Produktionsunternehmen darzustellen.”

Es wird folgender neuer § 11 g eingefiigt:
.81lg

Jugendangebot

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das
ZDF bieten gemeinsam ein Jugendangebot an, das Rundfunk und Telemedien
umfasst. Das Jugendangebot soll inhaltlich die Lebenswirklichkeit und die Inte-
ressen junger Menschen als Zielgruppe in den Mittelpunkt stellen und dadurch ei-
nen besonderen Beitrag zur Erfillung des 6ffentlich-rechtlichen Auftrags nach §
11 leisten. Zu diesem Zweck sollen die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten und das ZDF insbesondere eigenstandige audiovisuelle
Inhalte fir das Jugendangebot herstellen oder herstellen lassen und Nutzungs-
rechte an Inhalten fir das Jugendangebot erwerben. Das Jugendangebot soll
journalistisch-redaktionell veranlasste und journalistisch-redaktionell gestaltete in-
teraktive Angebotsformen aufweisen und Inhalte anbieten, die die Nutzer selbst

zur Verfigung stellen.

(2) Zur Erfullung der demokratischen, sozialen und kulturellen Bedirfnisse der
Zielgruppe ist das Jugendangebot inhaltlich und technisch dynamisch und ent-
wicklungsoffen zu gestalten und zu verbreiten. Dazu soll auch durch eine ziel-
gruppengerechte interaktive Kommunikation mit den Nutzern sowie durch verste-

tigte Moglichkeiten ihrer Partizipation beigetragen werden.

(3) Andere Angebote der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-

anstalten und des ZDF nach MalRgabe des Rundfunkstaatsvertrags sollen mit
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dem Jugendangebot inhaltlich und technisch vernetzt werden. Wird ein eigen-
standiger Inhalt des Jugendangebots auch in einem anderen Angebot der in der
ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten oder des ZDF genutzt,
sind die fur das andere Angebot geltenden MalRgaben des Rundfunkstaatsver-

trags einschlie3lich eines eventuellen Telemedienkonzepts zu beachten.

(4) Die Verweildauer der Inhalte des Jugendangebots ist von den in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und dem ZDF so zu bemessen,
dass sie die Lebenswirklichkeit und die Interessen junger Menschen abbilden und
die demokratischen, sozialen und kulturellen Bedurfnisse der jeweils zur Ziel-
gruppe gehdrenden Generationen erfillen. Die Grundséatze der Bemessung der
Verweildauer sind von den in der ARD zusammengeschlossen Landesrundfunk-
anstalten und dem ZDF regelmal3ig zu prifen. Die Verweildauer von angekauften
Spielfilmen und angekauften Folgen von Fernsehserien, die keine Auftragspro-

duktionen sind, ist zeitlich angemessen zu begrenzen.

(5) Werbung, Sponsoring, flachendeckende lokale Berichterstattung, nicht auf das
Jugendangebot bezogene presseahnliche Angebote, ein eigenstdndiges Hor-
funkprogramm und die fur das Jugendangebot in der Anlage zu diesem Staats-
vertrag genannten Angebotsformen sind im Jugendangebot nicht zulassig. Ist zur
Erreichung der Zielgruppe aus journalistisch-redaktionellen Grinden die Verbrei-
tung des Jugendangebots aulRerhalb des von den in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten und dem ZDF fir das Jugendangebot ein-
gerichteten eigenen Portals geboten, sollen die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten und das ZDF fir die Einhaltung der Bedingungen
des Satzes 1 Sorge tragen. Sie haben fir diesen Verbreitungsweg tbereinstim-
mende Richtlinien, insbesondere zur Konkretisierung des Jugendmedienschutzes
und des Datenschutzes, zu erlassen. Das Jugendangebot darf nicht tber Rund-

funkfrequenzen (Kabel, Satellit, Terrestrik) verbreitet werden.

(6) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das
ZDF haben gemeinsam in Bezug auf das Jugendangebot in dem nach § 11 e Ab-

satz 2 zu verdffentlichenden Bericht inshesondere darzustellen:
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a) den besonderen Beitrag des Jugendangebots zur Erfullung des offent-
lich-rechtlichen Auftrags,

b) das Erreichen der Zielgruppe, die zielgruppengerechte Kommunikation
sowie die verstetigten Mdglichkeiten der Partizipation der Zielgruppe,

C) das Ergebnis der Prufung der Verweildauer nach Absatz 4,

d) die Nutzung des Verbreitungswegs aul3erhalb des fir das Jugendange-
bot eingerichteten eigenen Portals nach Absatz 5 Satz 2 und 3,

e) den jeweiligen Anteil der in Deutschland und in Europa fur das Jugend-
angebot hergestellten Inhalte und

f) den jeweiligen Anteil an Eigenproduktionen, Auftragsproduktionen und
erworbenen Nutzungsrechten fur angekaufte Spielfilme und angekaufte

Folgen von Fernsehserien flr das Jugendangebot.”

§ 14 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 4 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4.
Es wird folgender neuer § 14 a eingefigt:

814 a
Berichterstattung der Rechnungshdéfe

Der fur die Durchfuihrung der Prufung zustdndige Rechnungshof teilt das Ergeb-
nis der Prifung einer Landesrundfunkanstalt, des ZDF oder des Deutschlandra-
dios einschlief3lich deren Beteiligungsunternehmen dem jeweils zustandigen In-
tendanten, den jeweils zustdndigen Aufsichtsgremien der Rundfunkanstalt und
der Geschaftsfihrung des gepruften Beteiligungsunternehmens sowie der KEF
mit. Er gibt dem Intendanten der jeweiligen Rundfunkanstalt und der Geschéfts-
fuhrung des Beteiligungsunternehmens Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem
Ergebnis der Priufung und berlcksichtigt die Stellungnahme. Das auf dieser
Grundlage ermittelte Ergebnis der Prifung teilt der zustdndige Rechnungshof
den Landtagen und den Landesregierungen der die Rundfunkanstalt tragenden
Lander sowie der KEF mit und veroffentlicht es anschliel3end. Dabei hat der
Rechnungshof darauf zu achten, dass die Wettbewerbsfahigkeit des gepruften
Beteiligungsunternehmens nicht beeintrachtigt wird und insbesondere Betriebs-
und Geschéaftsgeheimnisse gewahrt werden.”

§ 16 d wird wie folgt geandert:
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a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,Mehrheitsbeteiligungen* die Warter
.im Sinne von 8 16 c Abs. 3" eingefigt, das Komma nach dem Wort
.ZDF* wird durch das Wort ,und“ ersetzt und nach dem Wort ,Ab-
schlussprufer wird die Verweisung ,nach 8§ 319 Abs. 1 Satz 1 des Han-
delsgesetzbuches* gestrichen.

bb) Satz 8 wird gestrichen.
b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

»(2) Bei kommerziellen Tatigkeiten mit geringer Marktrelevanz nach § 16 a
Abs. 1 Satz 5 sind die Rundfunkanstalten auf Anforderung des zustandigen
Rechnungshofes verpflichtet, fir ein dem Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 bis 7 ent-
sprechendes Verfahren Sorge zu tragen. Werden Verstdl3e gegen die Best-
immungen zur Marktkonformitat bei Prifungen von Beteiligungsunternehmen
oder der Rundfunkanstalten selbst festgestellt, findet auf die Mitteilung des
Ergebnisses § 14 a Anwendung.”

9. Der Anlage zum Rundfunkstaatsvertrag wird folgende neue Anlage angefugt:
~Anlage zu 8 11 g Abs. 5 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages
Negativliste Jugendangebot
1. Anzeigenrubriken, Anzeigen oder Kleinanzeigen,

2. Branchenregister und -verzeichnisse,

3. Preisvergleichsrubriken sowie Berechnungsprogramme (z. B. Preisrechner,
Versicherungsrechner),

4. Rubriken fur die Bewertung von Dienstleistungen, Einrichtungen und Pro-
dukten,

5. Partner-, Kontakt-, Stellen-, Tauschborsen,

6. Ratgeberrubriken ohne journalistisch-redaktionellen Bezug zum Jugendan-
gebot,

7. Business-Networks,
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11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.
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Telekommunikationsdienstleistungen im Sinne von 8§ 3 Nr. 24 des Telekom-
munikationsgesetzes,

Wetten im Sinne von 8§ 762 des Burgerlichen Gesetzbuches,

Softwareangebote, soweit nicht zur Wahrnehmung des eigenen Angebots
erforderlich,

Routenplaner,

Verlinkungen ohne redaktionelle Prifung und Verlinkungen, die unmittelbar
zu Kaufaufforderungen fuhren,

Musikdownload von kommerziellen Fremdproduktionen, soweit es sich um
ein zeitlich unbefristetes nicht-aktionsbezogenes Angebot zum Download
von Musiktiteln handelt,

Spieleangebote ohne journalistisch-redaktionellen Bezug zum Jugendange-
bot,

Fotodownload ohne journalistisch-redaktionellen Bezug zum Jugendange-
bot,

Veranstaltungskalender ohne journalistisch-redaktionellen Bezug zum Ju-
gendangebot,

Foren und Chats ohne redaktionelle Begleitung. Foren und Chats durfen
nicht inhaltlich auf Angebote ausgerichtet sein, die nach den Nummern 1 bis
16 unzulassig sind.”

Artikel 2
Anderung des ZDF-Staatsvertrages

In 8 30 Abs. 3 des ZDF-Staatsvertrages vom 31. August 1991, zuletzt gedndert durch
den Siebzehnten Rundfunk&nderungsstaatsvertrag vom 18. Juni 2015, werden die
Séatze 4 und 5 gestrichen.
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Artikel 3
Anderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

In 8 30 Abs. 3 des Deutschlandradio-Staatsvertrages vom 17. Juni 1993, zuletzt ge-
andert durch den Fiinfzehnten Rundfunkanderungsstaatsvertrag vom 15. bis 21. De-
zember 2010, werden die Satze 4 und 5 gestrichen.

Artikel 4
Anderung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages

Der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag vom 15. bis 21. Dezember 2010 wird wie folgt
geéandert:

1. 8 3 Abs. 2 wird wie folgt geandert:
a) Es werden folgende neue Nummern 3 und 4 eingefugt:

»3. Raumeinheiten mit vollstationarer Pflege in Alten- und Pflegewohnhei-
men, die durch Versorgungsvertrag nach 8 72 des Elften Buches des Sozi-
algesetzbuches zur vollstationéren Pflege zugelassen sind,

4. Raumeinheiten in Wohneinrichtungen, die Leistungen im Sinne des 8§ 75
Abs. 3 Satz 1 des Zwdlften Buches des Sozialgesetzbuches fiur Menschen
mit Behinderungen erbringen und hierzu mit dem Trager der Sozialhilfe eine
Vereinbarung geschlossen haben,”

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden die neuen Nummern 5 bis 7 und in
der neuen Nummer 5 werden nach dem Wort ,Krankenh&usern“ die Worter
»und Hospizen* eingefiigt.

2. 84 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 3 wird der Satzteil ,soweit nicht Zuschlage nach dessen § 24
gewahrt werden, die die Hohe des Rundfunkbeitrags tbersteigen,” ge-
strichen.

bb) In Nummer 5 Buchst. b wird die Verweisung auf ,88 99, 100 Nr. 3“ durch
die Verweisung auf ,88 114, 115 Nr. 2“ ersetzt und die Worter ,Vierten
Kapitel, Flnfter Abschnitt* werden durch die Warter ,Dritten Kapitel, Drit-
ter Abschnitt, Dritter Unterabschnitt” ersetzt.
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cc) In Nummer 5 Buchst. ¢ wird die Verweisung auf ,88 104 ff.“ durch die
Verweisung auf 88 122 ff.“ ersetzt.

dd) In Nummer 10 werden nach dem Wort ,Sozialgesetzbuches” die Warter
»oder nach 8 27 d des Bundesversorgungsgesetzes” eingefigt.

Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 werden nach der Zahl ,60“ die Wérter ,vom Hundert* ge-
strichen.

bb) In Nummer 3 werden nach der Zahl ,80* die Worter ,vom Hundert” ge-
strichen.

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) Es wird folgende neue Nummer 3 eingefligt:

»3. auf Kinder des Antragstellers und der unter Nr. 1 und 2 genannten
Personen bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres und®.

bb) Die bisherige Nummer 3 wird die neue Nummer 4 und der Satzteil ,die
bei der Gewahrung einer Sozialleistung nach Absatz 1 als Teil einer
Einsatzgemeinschaft im Sinne des 8§ 19 des Zwolften Buches des Sozi-
algesetzbuches” wird durch den Satzteil ,deren Einkommen und Vermo-
gen bei der Gewahrung einer Sozialleistung nach Absatz 1“ ersetzt.

Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

.(4) Die Dauer der Befreiung oder Ermalfiigung richtet sich nach dem Gul-
tigkeitszeitraum des Nachweises nach Absatz 7 Satz 2. Sie beginnt mit dem
Ersten des Monats, in dem der Glultigkeitszeitraum beginnt, frihestens je-
doch drei Jahre vor dem Ersten des Monats, in dem die Befreiung oder Er-
mafigung beantragt wird. War der Antragsteller aus demselben Befreiungs-
grund nach Absatz 1 uber einen zusammenhangenden Zeitraum von min-
destens zwei Jahren von der Beitragspflicht befreit, so wird bei einem unmit-
telbar anschlie3enden, auf denselben Befreiungsgrund gestitzten Folgean-
trag vermutet, dass die Befreiungsvoraussetzungen tber die Gultigkeitsdau-
er des diesem Antrag zugrunde liegenden Nachweises nach Absatz 7 Satz 2
hinaus fur ein weiteres Jahr vorliegen. Ist der Nachweis nach Absatz 7 Satz
2 unbefristet, so kann die Befreiung auf drei Jahre befristet werden, wenn
eine Anderung der Umstande méglich ist, die dem Tatbestand zugrunde lie-
gen.”
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e) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefugt:

.Die Befreiung endet auch dann, wenn die nach Absatz 4 Satz 3 vermu-
teten Befreiungsvoraussetzungen nicht oder nicht mehr vorliegen oder
wenn die Voraussetzungen fur die Befreiung nach Absatz 6 Satz 2 ent-
fallen.”

bb) Der bisherige Satz 2 wird der neue Satz 3.
f) Absatz 6 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 3 wird wie folgt neu gefasst:
.In den Fallen von Satz 1 gilt Absatz 4 entsprechend.”
bb) Es wird folgender neuer Satz 4 angeflgt:

.In den Fallen von Satz 2 beginnt die Befreiung mit dem Ersten des Mo-
nats, in dem der ablehnende Bescheid ergangen ist, friihestens jedoch
drei Jahre vor dem Ersten des Monats, in dem die Befreiung beantragt
wird; die Befreiung wird fur die Dauer eines Jahres gewahrt.”

g) Absatz 7 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

,Die Voraussetzungen fur die Befreiung oder Ermafigung sind durch die
entsprechende Bestatigung der Behérde oder des Leistungstragers in
Kopie oder durch den entsprechenden Bescheid in Kopie nachzuwei-
sen; auf Verlangen ist die Bestatigung der Behdrde oder des Leistungs-
trdgers im Original oder der Bescheid im Original oder in beglaubigter
Kopie vorzulegen.”

bb) Der bisherige Satz 2 2. Halbsatz wird Satz 3 und das Wort ,im* wird
durch das Wort ,Im* ersetzt.

8 5 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,Rundfunkbeitrag” durch die Warter ,Drittel des
Rundfunkbeitrags” ersetzt.
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bb) Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

~Abgegolten ist damit auch die Beitragspflicht fur auf die Einrichtung o-
der deren Rechtstrdger zugelassene Kraftfahrzeuge, wenn sie aus-
schlie3lich fur Zwecke der Einrichtung genutzt werden.”

b) In Absatz 4 werden die Warter ,l&anger als* durch das Wort ,mindestens” er-
setzt.

In 8 6 Abs. 4 werden die neuen Satze 2 bis 7 angeflugt:

.Die Berechnung der Beschaftigtenanzahl erfolgt ohne Differenzierung zwischen
Voll- und Teilzeitbeschaftigten, es sei denn, der Betriebsstatteninhaber teilt ge-
genuber der zustandigen Landesrundfunkanstalt schriftlich mit, eine Berechnung
unter Bertcksichtigung der vorhandenen Teilzeitbeschaftigten zu wahlen. In die-
sem Fall werden Teilzeitbeschéaftigte mit einer regelmaldigen wochentlichen Ar-
beitszeit von nicht mehr als 20 Stunden mit 0,5, von nicht mehr als 30 Stunden
mit 0,75 und von mehr als 30 Stunden mit 1,0 veranschlagt. Ergibt sich im Jah-
resdurchschnitt eine Beschaftigtenzahl mit Dezimalstellen, so ist abzurunden. Die
Mitteilung der gewdahlten Berechnungsmethode hat bei der Anzeige nach 8§ 8
Abs. 1 Satz 1, im Ubrigen zusammen mit der Mitteilung der Beschaftigtenanzahl
nach 8 8 Abs. 1 Satz 2 zu erfolgen. Die Berechnungsmethode kann nur einmal
jahrlich innerhalb der Frist und mit der Wirkung des 8 8 Abs. 1 Satz 2 geandert
werden. Eine Kombination der Berechnungsmethoden innerhalb des jeweiligen
vorangegangen Kalenderjahres nach 8 8 Abs. 1 Satz 2 ist unzulassig.”

In 8 9 Abs. 1 Satz 4 2. Halbsatz wird die Verweisung auf ,8 11 Abs. 5 durch die
Verweisung auf ,8 11 Abs. 6" ersetzt.

8 10 Abs. 6 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

-Ersuchen um Vollstreckungshilfe gegen Beitragsschuldner, deren Wohnsitz oder
Sitz in anderen Landern liegt, kbnnen von der nach Absatz 5 zustandigen Lan-
desrundfunkanstalt oder von der Landesrundfunkanstalt, in deren Bereich sich
die Wohnung, die Betriebsstéatte oder der Sitz des Beitragsschuldners befindet,
unmittelbar an die dort zustandige Vollstreckungsbehérde gerichtet werden.*

8 11 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Warter ,im Wege des Ersuchens* gestrichen.
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bb) Es werden folgende neue Satze 2 bis 4 eingeflgt:

cC)

dd)

ee)

ff)

,Offentliche Stellen im Sinne von Satz 1 sind solche, die zur Ubermitt-
lung der Daten einzelner Inhaber von Wohnungen oder Betriebsstatten
befugt sind. Dies sind insbesondere Meldebehorden, Handelsregister,
Gewerberegister und Grundbuchamter. Nichtoffentliche Stellen im Sinne
von Satz 1 sind Unternehmen des Adresshandels und der Adressverifi-
zierung.”

Der bisherige Satz 2 wird Satz 5 und wie folgt geandert:

aaa) Das Wort ,daftr wird durch die Worter ,fur die Erhebung der Da-
ten nach Satz 1“ ersetzt.

bbb) Es wird folgende neue Nummer 1 eingefugt:

»1. eine vorherige Datenerhebung unmittelbar beim Betroffenen
erfolglos war oder nicht mdglich ist,".

ccc) Die bisherigen Nummern 1 und 2 werden die neuen Nummern 2
und 3.

Die bisherigen Satze 3 bis 6 werden die neuen Satze 6 bis 9.

Im neuen Satz 8 werden die Worter ,den Meldegesetzen oder* durch
die Worter ,dem Bundesmeldegesetz oder den” ersetzt.

Im neuen Satz 9 werden nach dem Wort ,Auskunftssperre* die Worter
~.gemaf § 51 des Bundesmeldegesetzes” eingeflgt.

Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst:

»(5) Im nicht privaten Bereich dirfen Telefonnummern und E-Mail-Adressen
bei den in Absatz 4 Satz 1 genannten Stellen und aus o6ffentlich zugangli-
chen Quellen ohne Kenntnis des Betroffenen erhoben, verarbeitet und ge-
nutzt werden, um Grund und Hohe der Beitragspflicht festzustellen.”

Der bisherige Absatz 5 wird der neue Absatz 6 und die Verweisung ,in Ab-
satz 4" wird durch die Verweisung ,in den Absatzen 4 und 5" ersetzt.

Es wird folgender neuer Absatz 7 angefugt:

.(7) Auf das datenschutzrechtliche Auskunftsersuchen eines Beitrags-
schuldners hat die zustandige Landesrundfunkanstalt dem Beitrags-
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schuldner die Stelle mitzuteilen, die ihr die jeweiligen Daten des Beitrags-
schuldners Ubermittelt hat.”

8. 8§ 14 wird wie folgt geandert:

9.

a)

In Absatz 9 Satz 5 wird die Verweisung auf ,8 11 Abs. 5 Satz 2 und 3" durch
die Verweisung auf ,8 11 Abs. 6 Satz 2 und 3* ersetzt.

b) Es wird folgender neuer Absatz 9a eingefiigt:

»(9a@) Zur Sicherstellung der Aktualitdt des Datenbestandes wird zum 1. Ja-
nuar 2018 ein weiterer Abgleich entsprechend Absatz 9 durchgefiihrt. Die
Meldebehorden Ubermitteln die Daten bis langstens 31. Dezember 2018. Im
Ubrigen gelten Absatz 9 Satz 1 bis 4 und § 11 Abs. 6 Satz 2 und 3 entspre-
chend. Der Abgleich wird nach seiner Durchfihrung evaluiert. Die Landes-
rundfunkanstalten stellen den Landern hierfiir die erforderlichen Informatio-
nen zur Verfigung.”

In Absatz 10 wird das Datum ,31. Dezember 2014“ durch das Datum
»31. Dezember 2020“ ersetzt und nach dem Wort ,ankaufen” wird der Satz-
teil ,und von ihrem Recht auf Auskunft nach 8 9 Abs. 1 Satz 2 und 3 keinen
Gebrauch machen” eingefugt.

In 8 15 Satz 3 wird das Datum ,31. Dezember 2014“ durch das Datum
,31. Dezember 2020" ersetzt.

Artikel 5
Anderung des Jugendmedienschutzstaatsvertrages

Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag vom 10. bis 27. September 2002, zuletzt
geandert durch den Dreizehnten Rundfunkanderungsstaatsvertrag vom 30. Oktober
bis 20. November 2009, wird wie folgt geandert:

1.

Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geandert:

a)

b)

Es wird folgender neuer § 19 a eingeflgt:

,3 19 a Zustandigkeit und Verfahren der Einrichtungen der Freiwilligen
Selbstkontrolle®.

Es wird folgender neuer 819 b eingeflgt:
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.3 19 b Aufsicht Gber Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle®.
c) 8§ 25 wird wie folgt neu gefasst:
.8 25 Geltungsdauer*.
d) § 26 wird wie folgt neu gefasst:
.8 26 Notifizierung".
e) § 27 wird wie folgt neu gefasst:
»8 27 Inkrafttreten, Neubekanntmachung®.
f) 8§ 28 wird gestrichen.
8§ 2 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 werden die Warter ,elektronische Informations- und Kommunika-
tionsmedien (Rundfunk und Telemedien)“ durch die Wérter ,Rundfunk und
Telemedien im Sinne des Rundfunkstaatsvertrages” ersetzt.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

c) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 2.
8§ 3 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird gestrichen.

b) Im bisherigen Absatz 2 Nr. 1 wird das Wort ,Rundfunksendungen® durch das
Wort ,Sendungen* ersetzt.

§ 4 wird wie folgt neu geéndert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 4 wird die Verweisung ,und 8 7 Abs. 1“ gestrichen und es
werden die Worter ,oder den 6ffentlichen Frieden in einer die Wirde
der Opfer verletzenden Weise dadurch stbéren, dass die nationalsozia-
listische Gewalt- und Willkirherrschaft gebilligt, verherrlicht oder ge-
rechtfertigt wird.” angefugt.

bb) Nummer 10 wird wie folgt neu gefasst:



b)

-24 -

»10. kinderpornografisch im Sinne des § 184 b Abs. 1 StGB oder ju-
gendpornografisch im Sinne des § 184 ¢ Abs. 1 StGB sind oder porno-
grafisch sind und Gewalttatigkeiten oder sexuelle Handlungen von
Menschen mit Tieren zum Gegenstand haben; dies gilt auch bei virtuel-
len Darstellungen, oder*

In Absatz 1 Satz 2 wird die Verweisung auf ,8 131 Abs. 3 des Strafgesetz-
buches” durch die Verweisung auf ,8 131 Abs. 2 des Strafgesetzbuches* er-
setzt.

5. 85 wird wie folgt neu geandert:

a)

b)

d)

In Absatz 1 wird folgender neuer Satz 2 angefugt:

,Die Altersstufen sind:

1. ab 6 Jahren,

2. ab 12 Jahren,

3. ab 16 Jahren,

4. ab 18 Jahren.”

In Absatz 2 werden folgende neue Satze 3 bis 5 angeflgt:

,Die Kommission fur Jugendmedienschutz (KJM) bestatigt auf Antrag die Al-
tersbewertungen, die durch eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen
Selbstkontrolle vorgenommen wurden. Fur die Prifung durch die KIM gilt
8 20 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 Satz 2 entsprechend. Von der KIM bestéatigte
Altersbewertungen von anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbst-
kontrolle sind von den obersten Landesjugendbehérden fur die Freigabe und
Kennzeichnung inhaltsgleicher oder im Wesentlichen inhaltsgleicher Ange-
bote nach dem Jugendschutzgesetz zu tbernehmen.*

In Absatz 3 Nr. 1 werden nach dem Wort ,erschwert* ein Komma sowie die
Worter ,oder das Angebot mit einer Alterskennzeichnung versieht, die von
geeigneten Jugendschutzprogrammen nach 8§ 11 Abs. 1 und 2 ausgelesen
werden kann,“ eingefugt.

In Absatz 3 wird folgender neuer Satz 2 angefugt:

.Nicht entwicklungsbeeintrachtigende Angebote kdnnen als ,ohne Altersbe-
schrankung” gekennzeichnet und ohne Einschrankungen verbreitet werden.*”
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e) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worter ,zu befurchten® durch die Woérter ,an-
zunehmen® ersetzt und in Satz 3 wird der Satzteil ,Bei Filmen, die nach § 14
Abs. 2 des Jugendschutzgesetzes unter zwolf Jahren nicht freigegeben sind*
durch den Satzteil ,Ist eine entwicklungsbeeintrachtigende Wirkung im Sinne
von Absatz 1 auf Kinder unter zwolf Jahren anzunehmen*® ersetzt.

f) In Absatz 5 werden die Wodrter ,zu beftrchten* durch die Worter ,unter 14
Jahren anzunehmen* ersetzt.

g) In Absatz 6 werden die Worter ,soweit ein berechtigtes Interesse gerade”
durch die Worter ,es sei denn,es besteht kein berechtigtes Interesse” er-
setzt.

h) Es wird folgender neuer Absatz 7 angefligt:

»(7) Bei Angeboten, die Inhalte periodischer Druckerzeugnisse in Text und
Bild wiedergeben, gelten die Beschrankungen des Absatzes 1 Satz 1 erst
dann, wenn die KIJM gegenluber dem Anbieter festgestellt hat, dass das An-
gebot entwicklungsbeeintrachtigend ist.”

8§ 6 Abs. 2 wird wie folgt geéndert:

a) In Nummer 1 wird das Wort ,Minderjahrige* durch die Worter ,Kinder oder
Jugendliche® ersetzt.

b) In Nummer 2 wird das Wort ,und” durch das Wort ,,oder” ersetzt.

c) In Nummer 4 wird das Wort ,Minderjahrige* durch das Wort ,Jugendliche”
ersetzt.

In 8 7 Abs. 1 werden folgende neue Satze 3 und 4 angefugt:

,Der Anbieter hat wesentliche Informationen tber den Jugendschutzbeauftragten
leicht erkennbar, unmittelbar erreichbar und standig verfigbar zu halten. Sie
mussen insbesondere Namen und Daten enthalten, die eine schnelle elektroni-
sche Kontaktaufnahme ermaoglichen.”

§ 8 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Woérter ,Kommission fur Jugendmedienschutz und
die Klammern vor und nach ,KIJM* gestrichen.

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 angefugt:
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»(3) Hat eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle eine
Richtlinie nach Absatz 1 in den rechtlichen Grenzen des Beurteilungsspiel-
raums erlassen, ist diese vorrangig anzuwenden.*

8§ 9 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung auf ,8 5 Abs. 2“ durch die Verweisung auf
.8 5 Abs. 2 Satz 1 und 2" ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Zahl ,15* durch das Wort ,zehn“ ersetzt.
cc) Es wird folgender neuer Satz 4 angefugt:
.8 8 Abs. 3 gilt entsprechend.”

b) In Absatz 2 werden das Komma nach dem Wort ,erfullt* und der Halbsatz
.ndem er diese Sendungen nur mit einer allein fiir diese verwandten Tech-
nik verschlisselt oder vorsperrt* gestrichen.

8 10 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:

»(1) Werden Sendungen auf3erhalb der fir sie geltenden Sendezeitbeschrankung
angekindigt, durfen die Inhalte der Programmankindigung nicht entwicklungs-
beeintrachtigend sein.”

8 11 wird wie folgt neu gefasst:

»(1) Jugendschutzprogramme sind Softwareprogramme, die Alterskennzeichnun-
gen nach 8 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 auslesen und Angebote erkennen, die geeignet
sind, die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen zu beeintrachtigen. Sie
mussen zur Beurteilung ihrer Eignung einer anerkannten Einrichtung der freiwilli-
gen Selbstkontrolle vorgelegt werden. Sie sind geeignet, wenn sie einen nach Al-
tersstufen differenzierten Zugang zu Telemedien erméglichen und eine dem
Stand der Technik entsprechende Erkennungsleistung aufweisen. Zudem mus-
sen sie benutzerfreundlich ausgestaltet und nutzerautonom verwendbar sein.

(2) Zur Beurteilung der Eignung kdnnen auch solche Programme vorgelegt wer-
den, die lediglich auf einzelne Altersstufen ausgelegt sind oder den Zugang zu
Telemedien innerhalb geschlossener Systeme ermdéglichen.
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(3) Die KIM kann die Kriterien fur die Eignungsanforderungen nach den Absat-
zen 1 und 2 im Benehmen mit den anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen
Selbstkontrolle durch Richtlinien festlegen.

(4) Hat eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle ein Jugend-
schutzprogramm als nach Absatz 1 oder 2 als geeignet beurteilt, hat sie die Be-
urteilung mindestens alle drei Jahre zu Gberprifen. Sie hat auf die Behebung von
Fehlfunktionen hinzuwirken. Die Beurteilungen nach den Absatzen 1 und 2 und
die Ergebnisse ihrer Uberpriifung nach Satz 1 sind unverziglich in geeigneter
Form zu verdffentlichen.

(5) Wer gewerbsmaldig oder in groRem Umfang Telemedien verbreitet oder zu-
ganglich macht, soll auch die fur Kinder oder Jugendliche unbedenklichen Ange-
bote flr ein geeignetes Jugendschutzprogramm nach § 11 Abs. 1 und 2 pro-
grammieren, soweit dies zumutbar und ohne unverhéaltnismafiige Kosten maglich
Ist.

(6) Die anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle kbnnen im Be-
nehmen mit der KIM zur Forderung des technischen Jugendschutzes Modellver-
suche durchfiihren und Verfahren vereinbaren. Gleiches gilt fur Altersklassifizie-
rungssysteme, die von Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle zur Verfu-
gung gestellt werden.”

8 12 wird wie folgt neu gefasst:

~Anbieter von Telemedien, die ganz oder im Wesentlichen inhaltsgleich mit Fil-
men oder Spielen auf Bildtrdgern im Sinne des Jugendschutzgesetzes sind,
mussen auf eine Kennzeichnung nach dem Jugendschutzgesetz in ihrem Ange-
bot deutlich hinweisen. Fir Fassungen von Filmen und Spielen in Telemedien,
die wie solche auf Tragermedien vorlagefahig sind, kann das Kennzeichnungs-
verfahren nach dem Jugendschutzgesetz durchgefuhrt werden.*

8§ 14 wird wie folgt geéndert:
a) Es wird folgender neuer Absatz 6 eingefugt:

.(6) Die Entscheidung Uber die Bestéatigung der Altersbewertungen nach 8 5
Abs. 2 Satz 3 ist innerhalb von 14 Tagen zu treffen und dem Antragsteller
mitzuteilen. Fur das Bestatigungsverfahren kann ein Einzelprifer bestellt
werden.”

b) Die bisherigen Absatze 6 und 7 werden zu den neuen Absatzen 7 und 8.
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In 8 15 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Wortern ,das Benehmen mit den® die
Worter ,nach 8 19 anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle,”
eingeflgt.

8 16 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

»ole ist unbeschadet der Befugnisse von anerkannten Einrichtungen der Freiwilli-
gen Selbstkontrolle nach diesem Staatsvertrag im Rahmen des Satzes 1 insbe-
sondere zustandig fur

1. die Uberwachung der Bestimmungen dieses Staatsvertrages,

2. die Anerkennung von Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle und die
Rucknahme oder den Widerruf der Anerkennung,

3. die Bestétigung der Altersbewertungen nach 8§ 5 Abs. 2 Satz 3,

4. die Festlegung der Sendezeit nach § 8,

5. die Festlegung der Ausnahmen nach § 9,

6. die Prifung und Genehmigung einer Verschlisselungs- und Vorsperrtechnik,

7. die Aufsicht Uber Entscheidungen der Einrichtungen der Freiwilligen Selbst-
kontrolle nach § 19 b Abs. 1 und 2,

8. die Stellungnahme zu Indizierungsantrdgen bei der Bundesprifstelle fir ju-
gendgefdhrdende Medien und fir Antrage bei der Bundesprfstelle auf Indi-
zierung und

9. die Entscheidung tber Ordnungswidrigkeiten nach diesem Staatsvertrag.”
8 17 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 2. Halbsatz werden die Warter ,,auf Antrag einer Landes-
medienanstalt oder einer obersten Landesjugendbehdrde” durch die Worter
Jleitet ihr eine Landesmedienanstalt oder eine oberste Landesjugendbehor-
de einen Priffall zu,” ersetzt.

b) In Absatz 2 werden nach den Woértern ,Bundesprifstelle fur jugendgefahr-
dende Medien* die Warter ,und den obersten Landesjugendbehérden” ein-
gefugt.
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c) In Absatz 3 werden die Worter ,erstmalig zwei Jahre nach ihrer Konstituie-
rung und danach* gestrichen.

17. 8§ 18 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,bis zum 31. Dezember 2012" gestri-
chen.

b) Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

»(4) Bei mdglichen VerstoRen gegen Bestimmungen dieses Staatsvertrages
weist ,jugendschutz.net* den Anbieter hierauf hin und informiert die KIJM. Bei
maoglichen Verstd3en von Mitgliedern einer anerkannten Einrichtung der
Freiwilligen Selbstkontrolle ergeht der Hinweis zunachst an diese Einrich-
tung. Die anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle haben
innerhalb einer Woche ein Verfahren einzuleiten und dies jugendschutz.net
mitzuteilen. Bei Untatigkeit der anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen
Selbstkontrolle informiert jugendschutz.net die KIM.*

18. 8§ 19 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Absatze 3 bis 5 werden die neuen Absatze 2 bis 4 und im
neuen Absatz 3 werden die Satze 5 und 6 gestrichen.

c) Der neue Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

»(4) Die KIM kann die Anerkennung ganz oder teilweise widerrufen oder mit
Nebenbestimmungen versehen, wenn Voraussetzungen fur die Anerken-
nung nachtraglich entfallen sind oder die Spruchpraxis der Einrichtung nicht
mit den Bestimmungen dieses Staatsvertrages Ubereinstimmt. Eine Ent-
schadigung fur Vermogensnachteile durch den Widerruf der Anerkennung
wird nicht gewéhrt.”

d) Der bisherige Absatz 6 wird der neue Absatz 5.

19. Es werden folgende neue 8§ 19 a und § 19 b eingefiigt:

.819a
Zustandigkeit und Verfahren der Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle
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(1) Anerkannte Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle Uberprifen im
Rahmen ihres satzungsgeméafen Aufgabenbereichs die Einhaltung der Bestim-
mungen dieses Staatsvertrages sowie der hierzu erlassenen Satzungen und
Richtlinien bei ihnen angeschlossener Anbieter. Sie sind verpflichtet, gemaf ih-
rer Verfahrensordnung nach 8 19 Abs. 2 Nr. 4 Beschwerden Uber die ihr ange-
schlossenen Anbieter unverziglich nachzugehen.

(2) Die anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle beurteilen die
Eignung der Jugendschutzprogramme nach 8 11 Abs. 1 und 2 und uberpriufen
ihre Eignung nach 8 11 Abs. 3. Zustandig ist die anerkannte Einrichtung der
Freiwilligen Selbstkontrolle, bei der das Jugendschutzprogramm zur Beurteilung
eingereicht wurde. Die anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle
teilt der KIM die Entscheidung und ihre Begriindung schriftlich mit.

8§19b
Aufsicht Uber Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle

(1) Die zustandige Landesmedienanstalt kann durch die KIJM Entscheidungen
einer anerkannten Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle, die die Grenzen
des Beurteilungsspielraums Uberschreiten, beanstanden und ihre Aufhebung
verlangen. Kommt eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle
ihren Aufgaben und Pflichten nach diesem Staatsvertrag nicht nach, kann die
zustandige Landesmedienanstalt durch die KIM verlangen, dass sie diese erfl-
len. Eine Entschadigung fur hierdurch entstehende Vermdgensnachteile wird
nicht gewahrt.

(2) Hat eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle ein Jugend-
schutzprogramm nach 8§ 11 Abs. 1 und 2 als geeignet beurteilt und dabei die
rechtlichen Grenzen des Beurteilungsspielraums tberschritten, kann die zustan-
dige Landesmedienanstalt durch die KIJM innerhalb von drei Monaten nach Ent-
scheidung der anerkannten Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle diese
Beurteilung fur unwirksam erklaren oder dem Anbieter des Jugendschutzpro-
gramms gegenuber Auflagen erteilen. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Zustandig ist die Landesmedienanstalt des Landes, in dem die anerkannte
Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle ihren Sitz hat.”



-31-

20. 8§ 20 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

»(3) Tritt die KIM an einen Rundfunkveranstalter mit dem Vorwurf heran, er
habe gegen Bestimmungen dieses Staatsvertrages verstol3en, und weist der
Veranstalter nach, dass die Sendung vor ihrer Ausstrahlung einer anerkann-
ten Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle im Sinne dieses Staatsver-
trages vorgelegen hat und deren Vorgaben beachtet wurden, so sind Mal3-
nahmen durch die KIJM nur dann zulassig, wenn die Entscheidung oder die
Unterlassung einer Entscheidung der anerkannten Einrichtung der Freiwilli-
gen Selbstkontrolle die rechtlichen Grenzen des Beurteilungsspielraums
Uberschritten hat. Die KJM teilt der Einrichtung der freiwilligen Selbstkontrol-
le ihre Entscheidung nebst Begrindung mit. Wird einem Anbieter einer
nichtvorlagefahigen Sendung ein Verstol3 gegen den Jugendschutz vorge-
worfen, ist vor Malinahmen durch die KJM die anerkannte Einrichtung der
Freiwilligen Selbstkontrolle, der der Rundfunkveranstalter angeschlossen ist,
zu befassen; Satz 1 gilt entsprechend. Fur Entscheidungen nach den 88 8
und 9 gilt Satz 1 entsprechend. Dieser Absatz gilt nicht bei Versté3en gegen
84 Abs. 1."

In Absatz 5 wird folgender neuer Satz 3 angefugt:

.Bel VerstoRen gegen 8 4 haben Widerspruch und Anfechtungsklage des
Anbieters von Telemedien keine aufschiebende Wirkung.”

Absatz 7 wird wie folgt neu gefasst:

»(7) Treten die KIM, eine Landesmedienanstalt oder jugendschutz.net an ei-
nen Anbieter mit dem Vorwurf heran, er habe gegen Bestimmungen dieses
Staatsvertrages verstol3en, so weisen sie ihn auf die Mdglichkeit einer Mit-
gliedschaft einer anerkannten Einrichtung der freiwilligen Selbstkontrolle und
die damit verbundenen Rechtsfolgen hin.”

21. § 24 wird wie folgt geéndert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 1 wird wie folgt geandert:

aaa) In Buchstabe d wird die Verweisung auf ,8 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4*
durch die Verweisung auf ,8 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 1. Alternative”
ersetzt und die Verweisung ,oder 8 7 Abs. 1“ gestrichen.
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bbb) Es wird folgender neuer Buchstabe e eingeflugt:

»€) entgegen 8 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 2. Alternative den o6ffentli-
chen Frieden in einer die Wirde der Opfer verletzenden Weise
dadurch storen, dass die nationalsozialistische Gewalt- und
Willktrherrschaft gebilligt, verherrlicht oder gerechtfertigt wird,*

cce) Die bisherigen Buchstaben e bis i werden die neuen Buchsta-
ben f bis j.

ddd) Der bisherige Buchstabe j wird zum neuen Buchstaben k und
nach der Verweisung auf ,8 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 werden die
Worter ,kinderpornografisch im Sinne des 8§ 184 b Abs. 1 des
Strafgesetzbuches, jugendpornografisch im Sinne des § 184 c
Abs. 1 oder” eingefiigt.

eee) Der bisherige Buchstabe k wird zum neuen Buchstaben |.

bb) In Nummer 4 werden nach den Wortern ,sie Ublicherweise nicht wahr-
nehmen,” die Worter ,es sei denn, er kennzeichnet fahrlassig entgegen
8 5 Abs. 3 Nr. 1 sein Angebot mit einer zu niedrigen Altersstufe,” ange-
fugt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 wird die Verweisung auf ,8 11 Abs. 5 durch die Verwei-
sung auf ,8 11 Abs. 4* ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Verweisung auf ,8 19 Abs. 4“ durch die Verwei-
sung auf .8 19 Abs. 3" ersetzt.

22. 8 25 wird gestrichen und die bisherigen 8§ 26 und 8§ 27 werden zu den neuen §
25 und § 26.

23. Der neue § 25 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 werden die Satze 3 und 4 gestrichen und die bisherigen Satze 5
und 6 werden zu den neuen Sétzen 3 und 4.

b) Absatz 2 wird gestrichen.
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24. Der neue 8§ 26 wird wie folgt neu gefasst:

,Anderungen dieses Staatsvertrages unterliegen der Notifizierungspflicht geman
der Richtlinie 98/34/EG des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 22.
Juni 1998 Uber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und tech-
nischen Vorschriften und der Vorschriften fur die Dienste der Informationsgesell-
schaft, zuletzt geandert durch die Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012.*

25. Der bisherige § 28 wird gestrichen.

Artikel 6
Ubergangsbestimmung, Kiindigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Anerkannte Jugendschutzprogramme nach 8§ 11 Abs. 2 des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages vom 10. bis 27. September 2002, in der Fassung des Drei-
zehnten Staatsvertrages zur Anderung rundfunkrechtlicher Staatsvertrage, bleiben
vom Inkrafttreten dieses Staatsvertrages bis zum Ablauf des 30. September 2018
unberihrt.

(2) Fur die Kundigung der in den Artikeln 1 bis 5 gednderten Staatsvertrage ist die
dort vorgesehene Kiundigungsvorschrift mal3gebend.

(3) Die Artikel 1, 2, 3 und 5 dieses Staatsvertrages treten zum 1. Oktober 2016 in
Kraft; der Artikel 4 dieses Staatsvertrages tritt zum 1. Januar 2017 in Kraft. Sind bis
zum 30. September 2016 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei des
Vorsitzenden der Ministerprasidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag ge-
genstandslos.

(4) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerprasidentenkonferenz teilt den
Landern die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden mit.

(5) Die Lander werden ermachtigt, den Wortlaut des Rundfunkstaatsvertrages, des
ZDF-Staatsvertrages, des Deutschlandradio-Staatsvertrages, des Rundfunkbeitrags-
staatsvertrages und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages in der Fassung, die
sich aus den Artikeln 1 bis 5 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.
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Fur das Land Baden-Wirttemberg:

Fiur das Land Berlin:

Fur die Freie Hansestadt Bremen:
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FiUr das Land Hessen:

Fiur das Land Niedersachsen:

FiUr das Land Nordrhein-Westfalen:

FiUr das Land Rheinland-Pfalz:
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Fur das Saarland:

Fir den Freistaat Sachsen:

FiUr das Land Sachsen-Anhalt:
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Protokollerklarung der Lander zu 8§ 11 e Abs. 3 Rundfunkstaatsvertrag

1. Die Lander erkennen die Fortschritte hinsichtlich ausgewogener Vertragsbedin-
gungen zwischen dem offentlich-rechtlichen Rundfunk und den Film- und Fern-
sehproduktionsunternehmen sowie den Urhebern und Urheberinnen und Leis-
tungsschutzberechtigten an, die in den letzten Jahren durch Vereinbarungen der
Partner erreicht wurden. Sie gehen davon aus, dass dieser Prozess fortgesetzt
und in diesem Rahmen unter anderem die Verwertungsrechte angesichts der
erweiterten Verbreitungsmdglichkeiten angemessen zwischen den Vertragspart-
nern aufgeteilt und angemessene Lizenzvergttungen vereinbart werden.

2. Die Lander erwarten von ARD und ZDF, dass sie die von ihnen bei der KEF an-
gemeldeten und von der KEF anerkannten Mittel fir die Kategorie Programm-
aufwand auch fir diesen Zweck einsetzen, wobei auch gesellschaftsrechtlich
von den Anstalten unabhangige Produzenten angemessen bericksichtigt wer-
den sollen. Sie gehen davon aus, dass die zustandigen Gremien der Rundfunk-
anstalten, die Mittelplanung und -verwendung insoweit besonders beobachten.
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	Sowohl in rechtlicher Hinsicht als auch mit Blick auf die festgestellten wirtschaftlichen Auswirkungen besteht kein grundlegender Reformbedarf.
	Zur Feinjustierung des Rundfunkbeitragssystems sind auf Basis der Ergebnisse der Evaluierung des Rundfunkbeitrags folgende Maßnahmen vorgesehen:
	● Einführung eines Wahlrechts im nicht privaten Bereich zur Berechnung der Veranlagung einer Betriebsstätte entweder nach der Zahl der Beschäftigten nach Köpfen oder nach sog. Vollzeitäquivalenten.
	Begründung:
	Durch das Wahlrecht wird die durch die bisherige Zählweise nach Köpfen eingetretene höhere Belastung von Unternehmen der Privatwirtschaft und Einrichtungen der öffentlichen Hand mit vielen Teilzeitkräften abgemildert. Durch die Festlegung eines Wahlr...
	Kosten: ca. 10 Mio. Euro/Jahr (Mehrbedarf ca. 0,025 Euro monatlich)
	● Reduzierung der Veranlagung privilegierter Einrichtungen auf einen Drittelbeitrag.
	Begründung:
	Abmilderung der Mehrbelastungen privilegierter und nach dem früheren Rundfunkfinanzierungssystem nicht gebührenpflichtiger Einrichtungen wie Kindergärten, Kindertagesstätten, Schulen und Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen.
	Kosten: 10,6 Mio. Euro/Jahr (Mehrbedarf ca. 0,025 Euro monatlich)
	● Erstreckung der dem Antragsteller bzw. der Antragstellerin gewährten Befreiung bzw. Ermäßigung innerhalb der Wohnung auf Kinder des Antragstellers bzw. der Antragstellerin, des Ehegatten bzw. der Ehegattin oder des eingetragenen Lebenspartners bzw. ...
	Begründung:
	Auch mit Eintritt der Volljährigkeit verfügen Kinder, die im Haushalt der Eltern leben, im Regelfall noch nicht über eigenes Einkommen. Für ihren Unterhalt kommen daher regelmäßig die Eltern auf, deren eigene Befreiung bzw. Ermäßigung vom Rundfunkbeit...
	Kosten:  nicht bezifferbar, nach Angaben der Anstalten geringfügig; Reduktion des Verwaltungsaufwands
	● Verlängerung der Befreiungszeiträume um ein Jahr, wenn eine Befreiung aus demselben Befreiungsgrund über zwei Jahre Bestand hat.
	Begründung:
	Reduzierung des Bürokratieaufwands sowohl beim Beitragsservice (mit weiteren Spielräumen für Einsparungen) als auch für die Bürgerinnen und Bürger.
	Kosten: keine (ggf. Einsparungen)
	● Nachweis der Befreiungs- bzw. Ermäßigungsvoraussetzungen durch einfache Kopie der behördlichen Bestätigung bzw. des Leistungsbescheids.
	Begründung:
	Durch den grundsätzlichen Verzicht auf die Vorlage von Originalen oder amtlichen Beglaubigungen wird das Befreiungs- bzw. Ermäßigungsverfahren bürgerfreundlicher ausgestaltet.
	Kosten: keine
	● Übernahme der konkretisierten datenschutzrechtlichen Regelungen in den Satzungen der Rundfunkanstalten in den Rundfunkbeitragsstaatsvertrag.
	Begründung:
	Weitere Anhebung des Datenschutzniveaus auf gesetzlicher Ebene.
	Kosten: keine
	● Aussetzung der Befugnis zum Adressankauf und zur Vermieterauskunft, stattdessen gesetzliche Verankerung eines weiteren vollständigen Meldedatenabgleichs im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag.
	Begründung:
	Vollständiger Meldedatenabgleich kann zur dauerhaften Sicherung der Beitragsgerechtigkeit und Stabilisierung der Beitragseinnahmen beitragen. Weiterer Meldedatenabgleich schafft Grundlage zur Evaluierung dieser Maßnahme im Hinblick auf eine dauerhafte...
	Kosten: keine
	Zusätzlich sollen weitere redaktionelle Anpassungen des Rundfunkbeitrags-staatsvertrages vorgenommen werden.
	Zu 2. Jugendangebot:
	Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben seit ihrer Jahreskonferenz 2013 über die Neuordnung der Digitalen Spartenkanäle von ARD und ZDF (EinsFestival, EinsPlus, Tagesschau.24, ZDFneo, ZDFinfo und ZDFkultur) diskutiert und im Dezem...
	▶ ARD und ZDF werden mit einem gemeinsamen Jugendangebot im Onlinebereich beauftragt (werden)
	▶ EinsPlus und ZDFkulturkanal werden eingestellt
	▶ ARD und ZDF melden für das Angebot bis 2020 keine zusätzlichen Rundfunkbeitragsmittel an
	▶ ARD und ZDF werden die Ausgaben für das Jugendangebot auf jährlich 45 Mio. Euro begrenzen.
	Wesentlicher Inhalt des neuen § 11 g Rundfunkstaatsvertrag und der Anlage zu § 11 g Absatz 5 Satz 1 („Negativliste“) Rundfunkstaatsvertrag ist die konkrete Beauftragung des gemeinsamen Jugendangebotes. Diese förmliche Definition des öffentlich-rechtli...
	Untersucht wurden dabei auf der Grundlage des vorgesehenen staatsvertraglichen Auftrages und des von ARD und ZDF vorgelegten Angebotskonzeptes die hypothetischen Gesamtauswirkungen dieses neuen Angebotes auf den Markt, indem die Situation bei Bestehen...
	Zu 3. Jugendmedienschutz-Staatsvertrag:
	In Anbetracht der Medienkonvergenz durch die Annäherung der technischen Verbreitungswege für Inhalte hat die Rundfunkkommission der Länder im Mai 2014 Eckpunkte für eine zeitgemäße Novellierung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages (JMStV) beschlosse...
	Die wesentlichen Eckpunkte der Novellierung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages lassen sich wie folgt zusammenfassen:
	▶ Vereinheitlichung der Altersstufen von Jugendschutzgesetz und Jugendmedienschutzstaatsvertrag (§ 5 Abs. 1 Satz 2),
	▶ Durchwirkung von der durch die KJM bestätigten Altersbewertungen von Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle auf die Freigabe und Kennzeichnungen inhaltsgleicher oder im Wesentlichen inhaltsgleicher Angebote durch die Obersten Landesjugendbeh...
	▶ Stärkung der Richtlinienkompetenz der Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle (§ 8 Abs. 3),
	▶ Zeitgemäße Regelung der Anforderungen an Jugendschutzprogramme (§ 11 Abs. 1),
	▶ Sicherstellung der Finanzierung von jugendschutz.net über den 31.12.2012 hinaus (§ 18 Abs. 1),
	▶ Aufwertung der verfahrensrechtlichen Kompetenzen der Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle, insbesondere Kompetenz zur Beurteilung der Eignung von Jugendschutzprogrammen (§ 19a Abs. 1 i.V.m. § 11 Abs. 1, 2).
	Mit der Novellierung ist eine Fortführung und Verbesserung des funktionierenden und effizienten Systems der regulierten Selbstregulierung unter Förderung und Stärkung der Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle verbunden.  Zudem wird die Eintei...
	Zu 4. Transparenzvorschriften für Tochterunternehmen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks:


